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47 Verordnung 


betr. vorläufige Staatshaushaltsführung für das Rechnungsjahr 1933. 
Vom 30. 3. 1933. 
Auf Grund des § 1 Ziff. 1 und 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
S. 719) in der Faſſung des Geſetzes vom 28. Juni 1932 (G. Bl. S. 403) wird folgendes mit Geſetzes⸗ 
kraft verordnet: 
Einziger Artikel 
Der Senat wird ermächtigt: 
1. bis zum Erlaß eines endgültigen Haushaltsgeſetzes für das Rechnungsjahr 1933 die Ver⸗ 
waltung der Freien Stadt Danzig hinſichtlich der laufenden Einnahmen und Ausgaben auf 
Grund des Haushaltsplanes 1932 zu führen mit der Maßgabe, daß die Ausgaben, ſoweit 
dieſelben nicht auf Geſetz oder rechtlicher Verpflichtung beruhen, nur bis zur Höhe von 
90 % der entſprechenden Anſätze im Haushaltsplan 1932 geleiſtet werden dürfen; 
2. ſchwebende Schulden zur Beſchaffung von Betriebsmitteln aufzunehmen, die in den Grenzen 
der Ermächtigung zu 1. liegen; 5 
3. zur Linderung der Arbeitsloſigkeit und zur Beſeitigung von Notſtänden Garantien bis zum 
Höchſtbetrage von 6 — ſechs — Millionen Gulden vorbehaltlich der Zuſtimmung des Finanz⸗ 
rats zu übernehmen, ſofern ein allgemeines öffentliches Intereſſe vorliegt. 
Danzig, den 30. März 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


48 Rechtsverordnung 
zur Sicherung der öffentlichen Ordnung. 
Vom 24. 3. 1933. 

Auf Grund des 8 3 des Ermächtigungsgeſetzes vom 28. 6. 1932 (G. Bl. S. 403) wird folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet: 

Abſchnitt I 
Verſammlungen und Aufzüge 
8.1 

§ 1 des Reichsvereinsgeſetzes vom 19. April 1908 erhält folgende Faſſung: 

„Alle Staatsangehörigen haben das Recht, zu Zwecken, die den Strafgeſetzen nicht zuwiderlaufen, 
Vereine zu bilden und ſich friedlich und unbewaffnet zu verſammeln. 

Die allgemeinen ſicherheitspolizeilichen Beſtimmungen finden Anwendung, ſoweit es ſich um die 
Verhütung unmittelbarer Gefahr für Leben und Geſundheit der Teilnehmer an einer Verſammlung 
handelt.“ 

8 2 


§ 2 Satz 1 des Reichsvereinsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 
Ein Verein kann aufgelöſt werden, wenn: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 4. 1933.) 


154 


a) der Zweck des Vereins den Strafgeſetzen zuwiderläuft, 

b) unter Vorwiſſen des Vereinsvorſtandes die Vornahme von Handlungen, die nach SS 81 bis 
86, 106 a, 110, 124, 125, 130 und 131 des Strafgeſetzbuchs ſtrafbar ſind, in ſolcher Form 
erörtert werden, daß darin ein Anreiz zur Begehung dieſer Straftaten zu ſehen iſt, 

e) unter Vorwiſſen des Vorſtandes oder einzelner Mitglieder des Vorſtandes mehr als 3 Ver⸗ 
einsmitglieder ohne eine erforderliche Erlaubnis Waffen beſitzen oder führen. 


8 3 

§ 7 des Reichsvereinsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 

Wer eine Verſammlung unter freiem Himmel veranſtalten will, hat hiervon mindeſtens 48 Stunden 
vor dem Beginn der Verſammlung unter Angabe des Ortes, der Zeit und des Zweckes oder Ver⸗ 
handlungsgegenſtandes ſowie der zur Schau kommenden Plakate oder Transparente bei der Polizei⸗ 
behörde Anzeige zu erſtatten. In beſonderen Fällen kann die Polizeibehörde von der Einhaltung der 
48 ſtündigen Friſt abjehen. 

Über die Anzeige hat die Polizeibehörde eine koſtenfreie Beſcheinigung zu erteilen. N 

Verſammlungen unter freiem Himmel ſind auch zu einem beſtimmten gemeinſam gewollten Zweck 
vereinigte Menſchenmengen, die ſich als ein geſchloſſenes Ganzes auf Wegen oder Plätzen fortbewegen 
(Aufzüge). N 

Verſammlungen unter freiem Himmel kann die Polizeibehörde bei unmittelbarer Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit verbieten. Sie hat im Falle eines ſolchen Verbotes dem Veranſtalter ſofort einen 
koſtenfreien Beſcheid mit Angabe der Gründe zu erteilen. Anſtelle eines Verbotes kann die Polizei⸗ 
behörde die Verſammlung unter beſtimmten Auflagen zulaſſen. 


8 4 

Dem $ 11 des Neichsvereinsgeſetzes wird folgender Abſatz 2 angefügt: 

Bewaffnet im Sinne dieſer Vorſchrift iſt jeder Teilnehmer, der einen Gegenſtand mit ſich führt 
oder bereit hält, der nach dem Willen des Trägers oder des Bereithaltenden dazu beſtimmt iſt, ſei es 
im Angriff oder in der Verteidigung, Verletzungen zuzufügen. Zu dieſen Gegenſtänden gehören auch 
Schreckſchußpiſtolen. 

8 5 

§ 13 des Reichsvereinsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 

Die Polizeibehörde iſt befugt, in jede öffentliche Verſammlung Beauftragte zu entſenden. 

Die Beauftragten haben ſich unter Kundgebung ihrer Eigenſchaft dem Leiter oder, ſolange dieſer 
nicht beſtellt iſt, dem Veranſtalter der Verſammlung zu erkennen zu geben. 

Dem Beauftragten muß ein angemeſſener Platz eingeräumt werden. 

Wird die Zulaſſung der Beauftragten verweigert, ſo kann die Verſammlung für aufgelöſt erklärt 
werden. i 
S6 

§ 14 des Reichsvereinsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 

Offentliche politiſche Verſammlungen ſowie Verſammlungen und Aufzüge unter freiem Himmel 
können aufgelöſt werden, 

1. wenn in ihnen zum Ungehorſam gegen Geſetze oder rechtsgültige Verordnungen oder die 
innerhalb ihrer Zuſtändigkeit getroffenen Anordnungen der verfaſſungsmäßigen Regierung 
oder der Behörden aufgefordert oder angereizt wird, oder 

2. wenn in ihnen Organe, Einrichtungen, Behörden oder leitende Beamte des Staates beſchimpft 
oder böswillig verächtlich gemacht werden, oder a 

3. wenn in ihnen eine Religionsgeſellſchaft des öffentlichen Rechts, ihre Einrichtungen, Gebräuche 
oder Gegenſtände ihrer religiöfen Verehrung beſchimpft oder böswillig verächtlich gemacht 
werden, oder 

4. wenn in ihnen zu einer Gewalttat gegen eine beſtimmte Perſon oder allgemein zu Gewalt⸗ 

klctigkeiten gegen Perſonen oder Sachen aufgefordert oder angereizt wird, 

5. wenn ſie nicht angemeldet oder wenn ſie verboten ſind oder wenn von den Angaben der 
Anmeldung abſichtlich abgewichen oder wenn einer Auflage zuwidergehandelt wird, i 

6. wenn Bewaffnete, die unbefugt in der Verſammlung ſind, nicht entfernt werden. 


8 7 
In $ 18 des Reichsvereinsgeſetzes wird die Ziffer 4 geſtrichen. 
Hinter $ 18 werden folgende SS 18 a bis 18 0 eingefügt: 
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§ 18a: Mit Gefängnisitrafe bis zu 1 Monat und mit Gelditrafe bis zu 1000 G oder mit einer 

N dieſer Strafen wird beſtraft, wer nach der Erklärung der Auflöſung einer Verſammlung ſich 
nicht ſofort entfernt. 

§ 18 b: Wer ohne die nach Artikel 84 der Danziger Verfaſſung vorgeſchriebene Anmeldung oder in 
abſichtlicher Abweichung von den in der Anmeldung gemachten Angaben oder entgegen 
einem Verbot oder einer Auflage eine Verſammlung oder einen Aufzug veranſtaltet, oder 
wer in ſolchen Verſammlungen als Redner auftritt, wird mit Gefängnisſtrafe nicht unter 
1 Monat beftraft, neben der auf Geldſtrafe bis zu 3000 G erkannt werden kann. N 

Die Teilnehmer an einer der im Abſatz (1) bezeichneten Verſammlungen werden mit 

Gefängnisſtrafen bis zu 1 Jahr und Geldſtrafe bis zu 1000 G oder mit einer dieſer Strafen 
beſtraft. 

§ 186: Wer ſich an einem gemäß § 2 aufgelöſten Verein als Mitglied beteiligt oder ihn auf andere 
Weiſe unterſtützt, oder den durch den Verein geſchaffenen organiſatoriſchen Zuſammenhalt 
weiter aufrecht erhält, wird mit Gefängnisſtrafe bis zu 3 Jahren und Geldſtrafe bis zu 
1000 G oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. Dem aufgelöſten Verein ſteht ein angeb⸗ 
lich neuer Verein gleich, der ſich ſachlich als der alte darſtellt. 


8 8 
Der § 19 des Reichsvereinsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 
g Wer unbefugt in einer Verſammlung oder einem Aufzuge bewaffnet erſcheint (§ 11), wird mit 
Gefängnis nicht unter 3 Monaten beſtraft, neben dem auf Geldſtrafe bis zu 3000 G erkannt werden 
kann. 

Neben der Strafe können die Waffen ohne Rückſicht darauf, ob ſie dem Täter gehören, eingezogen 
werden. Iſt die Verfolgung oder Verurteilung einer beſtimmten Perſon nicht durchführbar, ſo kann 
auf die Einziehung der Waffen ſelbſtändig erkannt werden. 

Abſchnitt II 
Druckſchriften 
f 8 9 

Druckſchriften, deren Inhalt geeignet iſt, die öffentliche Sicherheit oder Ordnung zu gefährden, 
können polizeilich beſchlagnahmt und eingezogen werden. 

Zuſtändig ſind die Kreispolizeibehörden. Gegen die Entſcheidung der Kreispolizeibehörden iſt 
innerhalb einer Woche die Beſchwerde an den Senat gegeben. Deſſen Entſcheidung iſt endgültig. 

§ 10 f 

Wer vorſätzlich oder fahrläſſig Druckſchriften politiſchen Inhalts herſtellt, verbreitet oder zum 
Zwecke der Verbreitung vorrätig hält, auf denen zur Verheimlichung des Arſprungs die in den 88 6 
und 7 des Reichsgeſetzes über die Preſſe vom 7. Mai 1874 vorgeſchriebenen Angaben über Drucker, 
Verleger, Verfaſſer, Herausgeber oder verantwortlichen Redakteur nicht enthalten oder unrichtig, un⸗ 
vollſtändig oder unleſerlich ſind, wird, ſoweit nicht die Tat nach anderen Vorſchriften mit einer ſchwe⸗ 
reren Strafe bedroht iſt, mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft, wenn durch die Druckſchrift 

a) ein Vergehen gegen § 3 des Geſetzes zur Sicherung der öffentlichen Ordnung vom 30. Juni 
1931 (G. Bl. S. 605) oder 

b) eine nach SS 110 und 111 des Strafgeſetzbuchs oder nach Artikel II 8 1 dieſer Verordnung 
ſtrafbare Aufforderung oder Anreizung begründet wird. 0 

Gegenſtände, die zur Begehung eines nach dieſen Vorſchriften ſtrafbaren Vergehens gebraucht 
oder beſtimmt ſind, ſind einzuziehen ohne Rückſicht darauf, ob ſie dem Täter gehören oder nicht. 
Auf die Einziehung iſt ſelbſtändig zu erkennen, wenn die Verfolgung einer beſtimmten Perſon nicht 
durchführbar iſt. 

§ 11 

Im Auslande hergeſtellte Druckſchriften, die dem Zwecke politiſcher Propaganda dienen und die 
nicht periodiſch erſcheinende Druckſchriften ſind, dürfen in das Gebiet der Freien Stadt Danzig nur 
mit Erlaubnis der vom Senat zu beſtimmenden Stelle eingeführt werden. Gegen die Verſagung der 
Erlaubnis iſt innerhalb einer Woche die Beſchwerde an den Senat gegeben. Die Beſchwerde hat keine 
aufſchiebende Wirkung. Die Entſcheidung des Senats iſt endgültig. 


8 12 


In $ 2 des Geſetzes vom 30. Juni 1931 zur Sicherung der öffentlichen Ordnung (G. Bl. S. 605) 
wird in Satz 1 hinter $ 110 eingefügt „Ss 130%. Hinter Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 
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„Für die gleichen Zeiträume können periodiſche Druckſchriften verboten werden, 

1. wenn in ihrem Inhalt gegen die Beſtimmungen des $ 9 der Rechtsverordnung zur Siche⸗ 
rung der öffentlichen Ordnung vom 24. 3. 1933 verſtoßen wird, 

2. wenn in ihnen zu einem Generalſtreik oder zu einem Streik in lebenswichtigen Betrieben auf⸗ 
gefordert oder angereizt wird, 

3. wenn in ihnen Organe, Einrichtungen, Behörden oder leitende Beamte des Staates beſchimpft 
oder böswillig verächtlich gemacht werden. Welche Beamten zu den leitenden Beamten ge⸗ 
hören, beſtimmt der Senat durch Bekanntmachung im Staatsanzeiger, 

4. wenn in ihnen eine Religionsgeſellſchaft des öffentlichen Rechts, ihre Einrichtungen, Gebräuche oder 
Gegenſtände ihrer religiöſen Verehrung beſchimpft oder böswillig verächtlich gemacht werden, 

5. wenn in ihnen offenſichtlich unrichtige oder entſtellte Nachrichten enthalten ſind, deren Ver⸗ 
breitung geeignet ſind, lebenswichtige Intereſſen des Staates zu gefährden, 

6. wenn in ihnen leitende Staatsmänner anderer Staaten in ſolcher Form beſchimpft oder bös⸗ 
willig verächtlich gemacht werden, daß dadurch die Beziehungen der Freien Stadt zu den 
betreffenden Staaten beeinträchtigt werden können. 

Abſchnitt III 
Straf⸗ und Schlußbeſtimmungen 
§ 13 

Wer öffentlich zu einer Gewalttat gegen eine beſtimmte Perſon oder allgemein zu Gewalttätig⸗ 
keiten gegen Perſonen oder Sachen auffordert oder anreizt, wird, ſofern nicht die Tat nach anderen 
Vorſchriften mit einer höheren Strafe bedroht iſt, mit Gefängnis nicht unter 3 Monaten beſtraft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo iſt auf Gefängnis nicht unter einem Monat zu er⸗ 
kennen. 


8 14 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
b Danzig, den 24. März 1933. ; 
1 Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Hinz 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


